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Der CO2-Fußabdruck des Verkehrs ist immens, Ressourcen schwinden und
„autogerechte“ Städte gefährden Leib und Leben – dabei lässt sich Mobilität
schon heute zukunftstauglich und unkompliziert organisieren. Carsharing
reduziert das Bedürfnis nach dem eigenen Auto, das Fahrrad erlebt eine
Renaissance und Elektroautos haben ihren Exotenstatus verloren. Den Auf-
bruch in eine menschen- und umweltfreundliche Verkehrswelt ermöglichen
soziale und technische Innovationen, unterstützt von Internet und Smart -
phone gelingt die intelligente Verknüpfung unterschiedlicher Verkehrsmittel.
Die postfossile Mobilität wird nicht nur die Umwelt entlasten, sondern auch
zu einem Mehr an Lebensqualität und gesellschaftlichem Miteinander führen. 

Die Welt steht vor enormen ökologischen und sozialen Herausforderungen. Um sie zu bewältigen,

braucht es den Mut, ausgetretene Denkpfade zu verlassen, unliebsame Wahrheiten auszusprechen

und unorthodoxe Lösungen zu skizzieren. Genau das tut die politische ökologie mit einer Mischung

aus Leidenschaft, Sachverstand und Hartnäckigkeit. Die vielfältigen Zugänge eröffnen immer wieder

neue Räume für das Nachdenken über eine Gesellschaft, die Zukunft hat.

Die Reihe für Querdenker und Vordenkerinnen
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Höhen und Tiefen 
einer schwierigen Beziehung
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Zwischen Wertschätzung und Inwertsetzung der Natur

Auf schmalem Grat 

Obwohl es den wahren Wert des Ökosystems nicht geben kann,

wird eifrig über die Berechnung des ökonomischen „Kapitals“

von CO2 speichernden Wäldern und anderen Dienstleistungen

der Natur debattiert. Die Natur per Emissionszertifikat oder

Habi tat Banking in die Hände des Marktes zu überführen birgt

jedoch Gefahren. 

Der Frust bei Natur- und Ökosystemschützer(inne)n sitzt tief. Nie waren der

Verlust biologischer Vielfalt, die Zerstörung der Wälder und Meeresökosysteme, der

Böden und des Wassers so massiv wie heute. Der Klimawandel schreitet ungebremst

voran. Noch immer dominieren fossile Energieträger die Weltwirtschaft. Im weltwei-

ten Energiemix liegt Erdöl mit 33 Prozent vorne, gefolgt von Kohle mit 30 und Erd-

gas mit 24 Prozent. (1) Der Ausstoß von Klimagasen erreicht neue Höhepunkte. 

Bei der Biodiversität sieht es nicht besser aus. Die im Juli 2013 von der Weltnatur-

schutzunion (IUCN) vorgestellte aktuelle Rote Liste führt knapp ein Drittel aller

70.294 untersuchten Arten als gefährdet auf. Das sind etwa 1.100 Arten mehr als

noch im Juni 2012. (2) Die Ziele der UN-Konvention zum Schutz biologischer Vielfalt

und der Plan, den Verlust der Biodiversität bis 2020 zu stoppen, rücken in die Ferne.

Überall gilt: Es gibt zu wenig Geld für alte und neue Schutzgebiete, es mangelt an

Von Barbara Unmüßig 
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Personal und Technik zur Überwachung der zu schützenden Ökosysteme. Es fehlt

am politischen Willen der Regierungen, dem Natur- und Ökosystemschutz eine po-

litische Priorität vor Infrastrukturprojekten oder der Erschließung von Rohstoffen ein-

zuräumen. 

Das Ausbleiben öffentlicher Geldzahlungen für Natur- und Umweltschutz befördert

die Akzeptanz von neuen ökonomischen Instrumenten, die das Versagen der öffent-

lichen Naturschutz- und Biodiversitätspolitik kompensieren sollen. Dienstleistungen

der Natur an sich sollen als profitable Quelle erschlossen werden und als Finanzie-

rungsinstrument in der Umwelt- und Naturschutzpolitik greifen. Die Arbeitshypothe-

se der Verfechter(innen) einer neuen ökonomischen Sichtweise auf die Natur lässt

sich auf folgende Kurzformel bringen: Das, was Natur für die Menschen leistet, ist

unsichtbar und ökonomisch bisher nicht in Wert gesetzt. Das ist gleichzeitig der

Grund für ihre Zerstörung und Übernutzung. Natur und ihre „Dienstleistungen“ sollen

deshalb nicht nur wertgeschätzt und volkswirtschaftlich sichtbar werden, sondern

einen Geldwert bekommen, damit man sie wirksam schützen kann. Es geht nicht

mehr nur um die lang praktizierte ökonomische Nutzung der Natur und der natür-

lichen Ressourcen, sondern um die Leistungen der Natur, wie die Wasserfilterung

durch das Moor oder die CO2-Speicherkapazität eines Waldes. Dienstleistungen der

Natur an sich sollen als profitable Quelle erschlossen werden.

Politisch, nicht ökonomisch initiiert        

Ökosystemdienstleistungen zu bewerten ist in der Umwelt- und Naturschutzdebatte

an sich nichts Neues. Das Konzept hat seine Ursprünge bei wichtigen Theoretikern

des Umwelt- und Naturschutzes in den 1970er- und 80er-Jahren. (3) Weil das gesell-

schaftliche Bewusstsein für Dienstleistungen der Natur im Laufe der industriellen

Moderne verloren gegangen sei, soll es neu geschärft werden. Schon damals war

die Intention, den Wert der Natur beziehungsweise ihre Dienstleistungen für das

Wohlbefinden des Menschen sichtbar zu machen und zu zeigen, wie sehr der

Mensch von ihr und einer funktionierenden biologischen Vielfalt abhängig ist. Mit

dieser Wertschätzung für die Natur und die Ökosysteme sollte der politische Wille,

sie dann auch konsequent zu schützen, befördert werden. Der Antrieb des sogenann-

ten Valuing Nature war also politischer und nicht ökonomischer Natur. 
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So wie der Ex-Chefökonom der Weltbank, Sir Nicholas Stern, 2006 seine Analyse mit

der Kernaussage vorlegte, dass Nicht-Handeln im Klimaschutz volkswirtschaftlich

teurer würde als Handeln, sollten die Folgen des Nicht-Handelns analog für die Bio-

diversität und Ökosysteme berechnet werden. Unter der Schirmherrschaft des UN-

Umweltprogramms entstand deshalb die TEEB-Studie, „The Economics of Ecosystems

and Biodiversity“, die 2008 auf der UN-Naturschutzkonferenz in Bonn vorgestellt

wurde. (4) Die TEEB-Studie greift das Konzept des Valuing Nature – Natur wertschät-

zen und sichtbar machen – auf. Die der TEEB-Studie zugrunde liegende Logik lautet,

dass Natur nicht wirklich wertgeschätzt wird, weil sie kostenlos ist. Sie verbindet dies

jedoch nicht allein mit einem politischen Appell zum (Naturschutz-)Handeln, son-

dern hebt den ökonomischen Wert, die Monetarisierbarkeit von Natur und ihren

Dienstleistungen, stärker hervor als alle anderen Konzepte davor. 

Das Mantra der Neuen Ökonomie der Natur hat seither in den Debatten und Kon-

zepten einen festen Stellenwert. Indem die Regierungen beim Weltgipfel in Rio 2012

einen Schwerpunkt auf die Grüne Ökonomie gelegt haben, untermauerten sie die

Debatte um die Einführung marktbasierter Instrumente beim Ökosystemschutz. Und

auch in die Diskussion um die Post-2015-Agenda der Millennium Development

Goals (MDGs) und der Sustainable Development Goals (SDGs) fließt der Ansatz ein.

Die ökonomischen Leistungen der Natur, ihre Beiträge zur Wertschöpfung für die

Wirtschaft zu erfassen und neue Ökosystemmärkte zu schaffen, wird zur Grundan-

nahme zahlreicher politischer, wissenschaftlicher und zivilgesellschaftlicher Initiati-

ven. Fürsprecher(innen) organisieren, Allianzen formieren sich. 

„ Die Ökonomisierung der Natur verändert den Blick

auf sie und untergräbt letztlich politisches Handeln, 

das eigentlich dem Gemeinwohl und allen Funktionen

der Natur verpflichtet sein müsste.“
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In Deutschland hat sich „Naturkapital Deutschland – TEEB DE“ gegründet, ein an

TEEB angelehntes und vom Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UfZ) in Leip-

zig durchgeführtes Projekt, das insbesondere die ökonomische Bedeutung der Natur

und ihrer Leistungen für das menschliche Wohlergehen betont. Analogien zur Bör-

sensprache bleiben da nicht aus: „Die Natur bildet im ökonomischen Sinne ein ‘Ka-

pital’, und ihre Leistungen lassen sich als ‘Dividende’ auffassen, die der Gesellschaft

zufließt“. (5) Ein weiteres Beispiel ist der Weltwirtschaftsrat für nachhaltige Entwick-

lung (World Business Council for Sustainable Development, WBCSD), der seinen Mit-

gliedern eigens ein Handbuch zur unternehmerischen Bewertung von Ökosystem-

dienstleistungen vorgelegt hat, das die spezifischen Möglichkeiten aufzeigt, mit Öko-

systemdienstleistungen Geld zu verdienen. Oder BBOP, das Business and Biodiversity

Offsets Programme, ein Zusammenschluss von 75 Organisationen, darunter Unter-

nehmen, Regierungsinstitutionen und NGOs, die eigenen Angaben zufolge gemein-

sam erfolgreiche Beispiele für Ausgleichsmaßnahmen im Bereich Biodiversität (Off-

set, also Kompensationsgeschäft) und sogenanntes Conservation Banking prüfen

und entwickeln wollen. 

Instrumente einer neuen Ökonomie der Natur       

In logischer Konsequenz leitet die ökonomische Betrachtung zu marktfähigen In-

strumenten und neuen Geschäftsmodellen wie Private Public Partnerships über, die

es attraktiv machen sollen, Natur-, Klima- und Biodiversitätsschutz als Geschäftsfeld

zu erschließen. Das Prinzip: Einzelne „Dienstleistungen“ der Natur wie die CO2-Spei-

cherfähigkeit eines Moores oder eines Blattes am Baum werden in ein handelbares

Produkt, beispielsweise ein CO2-Zertifikat oder ein „Moor Future“ umgewandelt –

Emissionszertifikate, die Unternehmen die Möglichkeit geben, ihre künftige Treib-

hausgasbilanz freiwillig zu beeinflussen. So entsteht eine Grundlage für neue markt-

basierte Produkte, die man handeln und sich privat aneignen kann. 

Zahlreiche neue Instrumente rund um die Bezahlung von Ökosystemdienstleistun-

gen haben sich in den vergangenen Jahren entwickelt: REDD+, die Verringerung

von Emissionen aus Entwaldung und zerstörerischer Waldnutzung (Reduction of

Emissions from Deforestation and Forest Degradation), der Europäische Emissions-

handel (Emissions Trading System, ETS), Habitat Banking oder eben die Moor Futures



Anhörung

politische ökologie 138 *Naturschutz und Demokratie34

sind prominente Beispiele. Die Idee hinter REDD+ ist, Entwaldung zu vermeiden und

so globale Emissionen rasch und kostengünstig zu reduzieren. Ein Mechanismus soll

dafür finanzielle Anreize schaffen. Im Kern geht es um die Leistung des Waldes, CO2 zu

speichern. Diese Leistung wird monetär bewertet und in Form von Waldzertifikaten

gehandelt. Auch wenn die Frage der Finanzierung von REDD+ – durch den Markt

oder den Staat? – noch nicht abschließend geklärt ist, steht gleichwohl die Ambition

Patin, dass ein Marktmechanismus schaffen soll, was die Politik nicht vermag.

Wirtschaftliche Werturteile ohne demokratischen Konsens     

Die Erfolge der Instrumente sind mäßig, der Regulierungsbedarf, sie zu implemen-

tieren, ist gewaltig – auch deshalb lässt sich auf die Schutzfunktion nicht einfach

vertrauen. Darüber hinaus sind weitere wichtige und grundsätzliche Kritikpunkte

mit einzubeziehen:

Natur ist mehr als eine monetarisierbare Ökosystemdienstleistung: Ökosysteme

zeichnen sich durch eine Vielzahl von natürlichen und soziokulturellen Interaktionen

aus. Werden die sozialen, kulturellen und ökologischen Multifunktionen des Waldes

oder eines Ökosystems ignoriert und auf einzelne monetarisierbare Funktionen re-

duziert, wird es schwerer, ihren Schutz mit ganzheitlichen Kriterien zu begründen.

Der Wunsch nach Wertschätzung der Natur und ihrer Sichtbarmachung kann sich

so leicht ins Gegenteil verkehren: Nur was sich monetarisieren lässt, wird auch ge-

schützt.

Der Handel mit CO2-Zertifikaten oder anderen monetären Ökosystemdienstleis-

tungen setzt in der Regel Privateigentum an diesen „Naturdienstleistungen“ voraus.

Denn verkauft werden kann nur, was sich als Privat- oder Staatseigentum hat aneig-

nen lassen. So stellt sich die Frage, wem der Wald mit dem CO2 speichernden Baum,

der Boden, das Moor oder gar die Luft gehören. Der Allgemeinheit, den in vielen

der noch einigermaßen intakten Ökosysteme lebenden indigenen und traditionellen

Bevölkerungsgruppen oder einem/einer Privatbesitzer(in)? Konflikte innerhalb und

mit den betroffenen lokalen Gemeinschaften sind hier vorprogrammiert. Wem ge-

hören die so erzeugten Zertifikate, wer profitiert von den erzielten Gewinnen? Ge-

hören die Waldzertifikate der indigenen Bevölkerung? Kommen die Carbon-Soil-Zer-

tifikate den Kleinbäuerinnen und Kleinbauern zugute? 
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Mit den komplizierten Berechnungs- und Umsetzungsanforderungen der neuen

marktbasierten Instrumente wie REDD+ umzugehen, setzt zudem viel voraus. Die

Zukunftsperspektiven indigener und traditioneller Bevölkerungsgruppen an den CO2-

Handel – also den Markt – zu knüpfen, ist fragwürdig. Felder, Wiesen und Wälder,

die als Gemeingüter (Commons) gemeinschaftlich bewirtschaftet werden, sind durch

solche neuen marktbasierten Instrumente bedroht beziehungsweise gefährdet,

 zerstört zu werden. 

Naturschutz durch Kompensation, wie sie unter anderem im Zertifikathandel oder

beim Habitat Banking geschieht, und was sich hinter dem Begriff Offsetting ver-

birgt, muss uns bewusst machen: Hier wird die Zerstörung der Umwelt gegen Aus-

gleichsmaßnahmen erlaubt. Hier wird unterstellt, dass die gleiche „Einheit“ Natur

oder Habitat irgendwo anders existiert und dort nun geschützt wird oder sich wieder

herstellen lässt. Die Kompensation erfolgt aber oftmals durch andere Lebensräume,

die nicht die gleiche ökologische Funktion und Bedeutung haben. Dies zu berech-

nen, also etwa Marktwerte für Zertifikate festzulegen, geschieht mit Annahmen zum

Wert einzelner Habitate, die unter diesen Annahmen in Geldäquivalenten und nicht

in „Naturdiensten“ verglichen werden.

Naturdienstleistungen zu berechnen ist schwierig: Zentral sind daher auch grund-

sätzliche Fragen zum Charakter und der Reichweite der ökonomischen Berechnung

von Natur. Welche Kriterien fließen in die Berechnung ein – und welche nicht? Wer

misst und wer bewertet die Natur? Es gibt nicht die Ökonomie, die das objektive,

wissenschaftliche Urteil darüber fällen könnte, was uns wie viel oder was wert ist.

Den „wahren Wert“ des Ökosystems kann es nicht geben. Und dennoch entfalten

sich zahllose Debatten, werden Seminare veranstaltet und Papiere erstellt, die die

ökonomische Bewertung der Natur und ihrer Dienstleistungen methodisch dingfest

machen wollen. So wird zwar beschrieben, dass sich viele Leistungen der Natur einer

„ Einen automatischen Schutz von biologischer

Vielfalt und Ökosystemen durch ökonomische 

Anreize und Marktmechanismen gibt es nicht.“
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Monetarisierung entziehen, wie etwa ihre kulturellen und spirituellen Funktionen.

Dennoch wird munter erfasst und mit Annahmen gerechnet, und zwar zu all dem, was

potenziell als ökonomisch verwert- und handelbar gilt. Diese Ökonomisierung der Na -

tur verändert den Blick auf sie und untergräbt letztlich politisches Handeln, das eigent -

lich dem Allgemeinwohl und allen Funktionen der Natur verpflichtet sein müsste.

Ökonomische „Werturteile“ werden ohne gesellschaftlichen Konsens und demo-

kratische Legitimation gefällt – obwohl die Natur natürlich von gesamtgesellschaft-

licher Relevanz ist und uns alle angeht. 

Riskante Wette auf die Natura oeconomica     

Der Markt ist kein Garant: Zwischen Wertschätzung der Natur und ihrer Finanziali-

sierung ist nur ein geringer Unterschied, vor allem wenn einzelne Funktionen der

Natur selektiv monetarisiert und aus ihnen handelbare Güter und sogar Finanz-

marktprodukte gemacht werden. Die Erfahrungen zeigen: Der Markt kann versagen.

Die Natur in die Hände des Marktes zu überführen ist mit einem hohen Risiko ver-

bunden. Denn wenn der Markt versagt, verlieren wir die Natur – unwiederbringlich.

Einen automatischen Schutz von biologischer Vielfalt und Ökosystemen durch öko-

nomische Anreize und Marktmechanismen gibt es nicht. 

Die Debatte um die Wertschätzung der Natur und der Ökosystemdienstleistungen

ist komplex und kompliziert. Welcher Wert zu welchem Zweck erfasst werden soll,

muss klar auseinandergehalten werden. Die Valorisierung von Natur kann sinnvoll

sein, wenn ihre Werte sichtbar gemacht und ihre Zerstörung in gesamtwirtschaftli-

che Berechnungen einbezogen werden. Sie kann sinnvoll und nützlich sein, wenn

wir monetäre Kompensationen für die Zerstörung von Natur berechnen wollen. Als

die Bohrinsel Deepwater Horizon 2010 explodierte, flossen schätzungsweise 800

Millionen Liter Öl ins Meer – eine der schwersten Umweltkatastrophen dieser Art.

Es ist richtig, dass der Bohrinselbetreiber BP dafür zur Kasse gebeten wird. Wert-

schätzung von Naturdienstleistungen kann – bei aller Schwierigkeit der Bewertung

– helfen, wichtige politische Entscheidungen zu treffen und ein Ökosystem zu schüt-

zen. Doch die Bewertung und Kompensation hat Grenzen. 

Es ist klar, dass Valorisierung nicht damit gleichbedeutend ist, an Naturdienstleis-

tungen ein Preisschild zu hängen. Doch die Neue Ökonomie der Natur vertraut zu



stark der ökonomischen Rationalität. Dies ist, selbst wenn man an das ökonomische

Potenzial glaubt und wichtige Fragen ausklammert, eine äußerst riskante Wette.

Der Grat zwischen der Wertschätzung der Natur, die wir so dringend brauchen, und

den sozialen und ökologischen Risiken ihrer monetären Inwertsetzung ist schmal –

und muss sorgfältig kartografiert werden. 
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Wann wünschen Sie

sich eine „Ökodiktatur

für einen Tag“?

Demokratie und Natur- und

Umweltschutz trennen zu

wollen, ist ein folgenschwe-

rer Irrtum. Eine Ökodiktatur trifft nicht auto-

matisch wirksame und richtige ökologische

Entscheidungen, deshalb müssen Demokratie

und die mit ihr eng verwobenen Grundrechte

für alle Menschen jede ökologische Politik

 leiten.
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